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KURZ KOMMENTIERT

Gemeinwirtschaft

Ende einer Ära

Ü berw iegend  mit Erleichterung reagierte die Öffentlich

keit auf die Bekanntgabe des bevorstehenden Verkaufs 

einer Mehrheitsbeteiligung an der Bank für G em einwirt

schaft an die A achener und M ünchener Versicherungs
gruppe. Dam it ist die seit längerem  verfolgte Absicht des  

DGB, nur eine Aktienm inderheit an ihrer H ausbank zu  

verkaufen, offensichtlich gescheitert. Auf der Verkäufer

seite sind die Gründe für den jetzt vollzogenen Schritt 
einmal in der Verpflichtung zur Eigenkapitalerhöhung zu 

sehen, die aus dem  neuen Kreditw esengesetz resultiert 
und der die G ew erkschaften nicht nachkom m en können 

oder wollen. Und zum  zweiten benötigt der DG B bzw. 

seine Holding BGAG im Zusam m enhang mit der Neuen  

Heim at dringend zusätzliche Liquidität.

Die reihum zu beobachtende positive Aufnahm e des 

bevorstehenden Abschlusses der Verkaufsverhandlun
gen speist sich aus e iner R eihe von Q uellen. Für den  

DGB und seine M itglieder bedeutet der Verkauf seiner 

Hausbank neben der Entlastung vom größten finanziel
len Druck einen wichtigen Schritt auf dem  W eg zur N eu
bestimmung gewerkschaftlicher Aufgaben, In Verbin
dung mit den sich anbahnenden Verkäufen der Volksfür

sorge und des B eam ten-Heim stättenw erks wird deut
lich, daß auch der DG B die G em einwirtschaft in ihrer tra
ditionellen Form als überholt ansieht. Auf der anderen  

Seite läutet der Verkauf der BfG auf den Finanzm ärkten  

eine neue Epoche ein. N achdem  die Versicherungen in 

der Vergangenheit die Banken vor allem im W ettbewerb  

um die langfristigen Spargelder bedrängt hatten, neh
men sie nunm ehr den Kampf um den wachsenden  

Markt der Finanzdienstleistungen auf. D ie W ettbe

werbspolitik wird dieser neuen Entwicklung verstärkt 
ihre Aufm erksam keit zu w idm en haben. hn

Stahlpolitik

Auf gefährlichen Pfaden

D e r Vorstoß der EG-Kom m ission zur Auflockerung des  

europäischen Stahlkartells -  H erausnahm e von vier 
Stahlerzeugnissen (beschichtetes Blech, kleine Träger
profile, W alzdraht und Stabstahl) aus dem  Q uotensy

stem  zum  1. 1. 1 9 8 7 - wurde im M inisterrat erst einmal 

kurzfristig abgeblockt und eine Entscheidung auf die 

zw eite  Novem berhälfte vertagt. D ie Chancen für diese 

vorzeitige Teilliberalisierung des Stahlm arktes stehen  

allerdings schlecht. Dazu trägt entscheidend auch die 

Bundesregierung bei. Entgegen ihrem im m er w ieder 

verkündeten marktwirtschaftlichen Credo stem m t sie 

sich zur Zeit gegen dieses „mehr Markt". Es ist aller
dings nicht das erste M al, daß bei der Bundesregierung  

Anspruch und Wirklichkeit auseinanderklaffen, w ie etwa  

auch bestim m te Verhaltensweisen im Agrarbereich do

kum entieren.

Die Bundesregierung, die sich wohl die „Krücken

theorie“ der Stahlindustrie, nach der das Quotensystem  

als Stütze für den Sanierungsprozeß gegenwärtig un

verzichtbar ist, zu eigen gem acht hat, begibt sich in ge 
fährliches Fahrwasser. D ie deutsche Stahlindustrie -  

mit wenigen Ausnahm en w ieder im Bereich schw arzer 

Zahlen -  scheint sich nämlich an das Quotensystem  zu 

gewöhnen. Die Gefahr, daß der für Ende 1987 vorgese
hene völlige Abbau der Produktions- und Lieferquoten  

in der G em einschaft weiter in die Zukunft verschoben  

wird, ist nicht von der Hand zu weisen. Dieser W eg der 

„Bewältigung“ der Strukturanpassung steht nicht nur im 

W iderspruch zum  Ziel der Vollendung des gem einsa
men Binnenm arktes. Die dam it verbundene Ausschal
tung von M arkt und W ettbew erb gefährdet zudem  die 

Fähigkeit der europäischen Hersteller, sich im W ettbe
werb zu behaupten. G edient wird dam it letztlich den  

Produzenten in Drittländern. kr

Halbleiterabkommen

Kräftezehrender Wettbewerb?

U b e r  das Halbleiterabkom m en zwischen Japan und 

den U SA  vom Juli diesen Jahres, das die Preise für ver
schiedene japanische Speicherchips weltweit erhöhen  

und die Halbleitereinfuhren Japans steigern soll, wird 

nun auch im G A TT geredet. D ie EG , unterstützt durch 

Australien, Brasilien, Kanada, Schw eden, Singapur und 

Südkorea, hat in einem  ersten Schritt das G A TT angeru

fen, um die Einzelheiten der transpazifischen Abspra
che zu erfahren. D er EG-Vorstoß richtet sich zw ar g e 
gen eine Vereinbarung, die ihre Publizität derzeit haupt

sächlich daraus bezieht, daß sie von japanischer Seite  

nicht eingehalten wird: Die Klagen der am erikanischen  

Halbleiterindustrie über eine M ißachtung der Preisab-
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sprachen in Japan und auf Drittmärkten durch ihre ja p a 
nischen Kontrahenten häufen sich.

Die Sorgen der EG sind gleichwohl nur allzu berech

tigt. D ie G em einschaft fürchtet zu Recht, daß die Öff
nung des japanischen Halbleiterm arktes, wenn es dazu  

kom men sollte, an den europäischen Chipproduzenten  

vorbeiginge, trotz aller gegenteiligen Beteuerungen der 

am erikanischen U nterhändler Auch die w eitergehende  

Befürchtung, das Abkom m en führe letztlich zur w elt
um spannenden Aufteilung eines Zukunftsm arktes zw i

schen den Giganten Japan und USA, ist keineswegs un
begründet. Sie wird durch Kooperations- und Fusions
vorgänge im W indschatten der am erikanisch-japani- 

schen Zweierdiplom atie, w ie z. B. die geplante Über
nahm e von Fairchild durch Fujitsu, noch genährt. 
Gleichzeitig erhalten industriepolitische Bestrebungen  

in der EG, europäische Spitzenprodukte in der von den 

Brüsseler Behörden ausdrücklich als strategisch apo

strophierten Halbleiterindustrie mit staatlicher Hilfe her
anzuzüchten, zusätzlichen Auftrieb. Ein kräftezehren
der W ettbewerb der Staaten in dieser „Schlüsselindu
strie“ scheint program miert. gk

USA

Versteckte Steuererhöhung

V o m  1. D ezem ber an werden säm tliche Einfuhren in die 

U SA  mit einer Abgabe in Höhe von 0 ,2 2 %  des Liefer
w ertes belegt. In den Haushaltsjahren 1988 und 1989 

soll die G ebühr auf 0 ,17%  gesenkt werden. S chätzun
gen der zusätzlichen Einnahm en für den S taatshaus
halt schwanken für das laufende Haushaltsjahr zw i

schen 670  und 790  Mill. Dollar. Die M aßnahm e wird for
mal mit den Kosten der Einfuhrabwicklung begründet, 
um ihre Konformität mit dem  G A TT zu sichern. In W irk
lichkeit soll sie einen Beitrag zum  Budgetausgleich lei
sten, zum al der Fehlbetrag 1986/87 voraussichtlich weit 

über die vom G ram m -R udm an-G esetz gesetzte M arke  

von 144 Mrd. Dollar hinausschießen wird. Die Einfuhrge
bühr ist somit nichts anderes als eine versteckte S teuer
erhöhung. Fast erscheint sie wie ein Vorgriff auf die in 

den U SA  verstärkt diskutierte Einführung einer M ehr
wertsteuer.

Im Ausland und vor allem in K anada hat das Vorgehen  

der U SA  scharfen Protest hervorgerufen. Die Verärge
rung der Kanadier ist begreiflich, steht K anada doch seit 
längerem  mit den U SA  in Verhandlungen über ein Frei
handelsabkom m en und sieht sich nun, noch ehe der 

Streit über protektionistische Aktionen der USA in der 

Holzindustrie endgültig beigelegt ist, erneut mit han

delspolitischer Willkür von seiten des südlichen N ach
barn konfrontiert. K anada will die Angelegenheit im 

G A TT in einem  Streitbeilegungsverfahren klären. Die 

EG will sich dem kanadischen Vorgehen anschließen; 

sie befindet sich aber insofern in e iner mißlichen Lage, 
als einige M itgliedstaaten, so z. B. Portugal und Frank
reich, ähnliche Abgaben erheben, w ie sie die U SA  nun 

einführen. Das GATT-Verfahren wird die am erikanische  

Regierung voraussichtlich wenig beeindrucken. H inge
gen ist es innenpolitisch zweifellos attraktiv, die Einfuh

ren zur Haushaltsfinanzierung heranzuziehen, zumal 
die Stimm ung im Lande ausgesprochen importfeindlich 

ist. ko

OPEC

Schweres Erbe

D ie  unerwartete Entlassung des saudi-arabischen Ö l
ministers wurde an den Ö lm ärkten als bedeutendes Er
eignis registriert. Mit dem  Ende der fast 25jährigen  

Am tszeit von Scheich Yam ani schien der ohnehin labile 

W elterdölm arkt einen der wenigen Fixpunkte zu verlie
ren.

In der Ablösung des Ministers kommt die Unzufrie
denheit des Königshauses mit der Entwicklung der 

Ö leinnahm en zum  Ausdruck. Die einseitige Ausweitung  

der Ölförderung durch Saudi-Arabien Ende vergange
nen Jahres führte zu einem  Ölpreissturz, den man in d ie
sem Ausm aß wohl nicht erw artet hatte. Die im August 

vereinbarte Begrenzung der Produktion der O P E C -M it- 
glieder führte zw ar zu einem  W iederanstieg der Preise, 
aber das erreichte Niveau entspricht offensichtlich noch 

nicht den Vorstellungen der saudischen Regierung. Sie 

will daher die anderen O P E C -L änd er für eine Politik ge
winnen, die den Ölpreis auf etw a 18 S je Barrel anhebt.

Angesichts des nur langsam  steigenden Ölkonsums  

und gut gefüllter Vorratslager bei den Verbrauchern  

ließe sich dieses Ziel lediglich mit einer fühlbaren A nge
botsbeschränkung realisieren. Eine Verteilung der erfor
derlichen Produktionsanpassung auf alle O P E C -L ä n 
der, von denen die meisten in einer viel schwierigeren fi

nanziellen Lage als Saudi-Arabien sind, ist aber nach 

den Erfahrungen vergangener Konferenzen kaum  zu er

reichen. W ie  unter diesen Um ständen die Preisanhe
bung erreicht werden soll, ohne daß Saudi-Arabien das 

Hauptopfer bringt, ist nicht zu erkennen. Ein neuer sau
discher Ö lm inister wird es somit nicht leichter als sein 

Vorgänger haben, seinen Dienstherrn zufriedenzustel
len. Auf den Ö lm ärkten ist daher auch nach kurzer H ek
tik w ieder Ruhe eingekehrt. ma
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